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xt e r r i t o r i a 1 i t ä t.

i. Die Androhung von,Zwangsstralen gegen den Bevollmächtigten eines

Exterritorialen ist unzulässig, -weil dadurch gegen den ExterritOrialen selbst

ein nach den allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts unzulässiger
Zwang ausgeübt wird.

2. Die Befre&apos;tung der Exterritorialen von Personalsteuern erstreckt

.sich mangels besonderer Vereinbarungen nicht auf solche Einkünfte und

Vermögensbestandteile, die der beschränkten Steuerpflicht unterliegen.
1 3. Die Beitreibung festgesetzter Steuerschulden wird durch die Exter-

ritorialität nur insoweit gehindert, als durch die Zwangsvollstreckung
,die reibungslose Durchführung der Aufgaben des Exterritorialen gefährdet

Tatbestand: Der Beschwerdeführer wurde durch Verfügung des

Finanzamtes zur Abgabe von Vermögen-, Einkommen- und Umsatz-

steuererklärungen, für den NN.schen Geschäftsträger in Berlin aufge-
fordert mit der Begründung, daß er als Bevollmächtigter des Geschäfts-

trägers gemäß H 89, 84 der Abgabenordnung (A.0.) die stellerlichen
Verpflichtungen seines Vollniachtgebers zu erfüllen habe. Gleichzeitig
wurde ihm für den Fall, daß er, dieser Aufforderung nicht,nachkommen

sollte, eine Geldstrafe von 3oo RM. gemäß § 2o2 der A. 0. angedroht.
Die von dem Beschwerdeführer gegen diese Verfügung eingelegte

Beschwerde wurde zurückgewiesen. Der Rechtsbeschwerde gibt der

Reichsfinanzhof statt u. a. aus folgenden
Grün de n:, -

Der Vollmachtgeber des BeschweTdeführers besitzt.
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als beglaubigter diplomatischer Vertreter eines fremden Staates un-

zweifelhaft in Deutschland das Vorrecht der Exterritorialität. Nach

den allgemein&apos;anerkannten Regeln,des &apos;Völketrechts&quot;die gemäß Art. 4-
der Reichsverfassung als bindende Bestandteile des deutschen Reichs-

rechts gelten, ist die Androhung und Verhängung verwaltungsrechtlicher
Zwang gegenüber Exterritorialen ausgeschlossen. Mit Recht.
hat aber der Beschwerdeführer darauf hingewiesen, daß durch die An-

drohung bzw. Verhangung einer Zwangsstrafe ihm gegenüber in7seiner
ein wenn auchEigenschaft als, Bevollmächtigter eines Exterritorialen

*

nur mittelbarer so doch gleichfalls unzulässiger Zwang gegen den Ex-

territorialen selbst ausgeübt werde. Selbst wenn man davon ausgeht &apos;-&apos;

daß die Bestimmung des § 89 der A. 0., wonach für Zwangsgeldstrafen&gt;
die gegen einen Bevollmächtigten festgesetzt werden, auch der Vertretene

haftet, mit Rücksicht auf die Exte&apos;rritorialität des Vollmachtgebers
hier keine Anwendung finden kann, so würde die Festsetzung einer-

solchen Zwangsstrafe doch mindestens einen mittelbaren Zwang auf ihn

ausüben, der sich als Verletzung derExterritorialität darstellen würde.

Die Vorentscheidung sowie die Verfügung des Finanzamts mußten.
daher als unzulässig aufgehoben werden.

Das Finanzamt wird nunmehr, wenn der Vollmachtgeber bei - seiner-

Weigerung, Steuererklärungen abzugeben, beharrt die ihn treffenden.

Steuern imWege der Schätzung festzusetzen undihmzu überlassen haben&gt;
gegen diese Festsetzungen gegebenenfalls im Rechtsmittelwegü vorzu-

&apos;gehen. Bei der Steuerfestsetzung wird zu beachten sein, daß sich die.

Befreiung der Exterritorialen von den Personalsteuern (Einkommen
und Vermögenstellern), sofern keine besonderen zwischenstaatlichen,

Vereinbarungen. getroffen sind, nach allgemein anerkannten, völker--

rechtlichen Grundsätzen nicht auf die Einkünfte öder die Vermögens--
bestandteile bezieht, die der beschränkten Steuerpflicht unterliegen.
(vgl. Becker, EinkStG. 1925 zu § 5, Blümich-Schachian, EinkStG. zu.

-§ 5; im Ergebnis übereinstimmend auch Strutz, EinkStG. 192o, 3. Auflage&quot;
Anm. 6 zu § Sund VermStG. Anm. 7 zu § 4)- .-Das Finanzamt ist aber

auch gegebenenfalls an der zwangsweisen Beitreibung der festgesetzten-.
Steuerschulden durch die Exterritorialität nur insoweit gehindert, als

durch eine Zwangsvollstreckung die reibungslose Durchführung der Auf

gaben eines Exterritorialen gefährdet würde.. Daher sind Zw.angsmaß-.
nahmen gegen die Person des Exterritorialen sowie hinsichtlich der zur

Au stiner diplomatischen Tätigkeit erforderlichen Gegenstände-
ausgeschlossen, nicht dagegen hinsichtlich- anderer, dem&apos;Zugriff der

-Steuerbehördep. unterliegender Vermögensstücke, die mit der Ausübung
-dieser&apos; Tätigkeit nichts zu tun haben. -
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